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Manteltarifvertrag

zwischen dem




Landesinnungsverband des Fleischerhandwerks Thüringen e.V.




Am Troistedter Weg, 99428 Nohra












einerseits

und der




Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten




Landesbezirk Ost




Gotzkowskystr. 8, 10555 Berlin












andererseits

wird nachstehender Manteltarifvertrag abgeschlossen:

§ 1

Geltungsbereich
a) räumlich:


für das Land Thüringen

b) fachlich:


für die Betriebe, die dem Landesinnungsverband des 





Fleischerhandwerks Thüringen e.V. Sitz Gotha angehören

c) persönlich:


für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und Auszubildende

- im folgenden Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen genannt-, die

in diesen Betrieben beschäftigt und Mitglied der Gewerkschaft

Nahrung-Genuss-Gaststätten sind.

§ 2

Beginn des Arbeitsverhältnisses

1. Das Arbeitsverhältnis beginnt mit der mündlichen oder schriftlichen Vereinbarung unter Mitwirkung des Betriebsrates, unter Berücksichtigung der gesetzlichen Bestimmungen.

Dem Arbeitnehmer/der Arbeitnehmerin ist bei der Einstellung sein/ihr Bruttoentgelt ein​schließlich etwaiger Zulagen bekanntzugeben.

Bei Antritt des Arbeitsverhältnisses hat der Arbeitnehmer/die Arbeitnehmerin dem Arbeit​geber die Arbeitspapiere zu übergeben. Zu den Arbeitspapieren gehört u.a. auch ein Ge​sundheitsausweis (lt. Bundesseuchengesetz vom 01.01.1992).


2. Bei der Einstellung von gewerblichen Arbeitnehmern/Arbeitnehmerinnen kann eine Probe​zeit von zwei Wochen vereinbart werden. Während der Probezeit beträgt die Kündigungs​frist drei Arbeitstage.






3. Bei Einstellung von Angestellten kann eine Probezeit bis zu drei Monaten vereinbart wer​den. Die Vereinbarung muss schriftlich erfolgen. Während der Probezeit kann das Arbeits​verhältnis jederzeit mit einer Kündigungsfrist von einem Monat gekündigt werden. Wird das Arbeitsverhältnis vor Ablauf der Probezeit nicht gekündigt, so gilt die Einstellung als für unbestimmte Zeit vereinbart. Im übrigen gelten für die Kündigung die gesetzlichen Vor​schriften.

4. Einstellung zur Aushilfsarbeit müssen ausdrücklich als solche vereinbart werden. Das Aushilfsverhältnis erlischt mit der Beendigung der bei der Einstellung vereinbarten Zeit. Während des Arbeitsverhältnisses kann Arbeitnehmern/Arbeitnehmerinnen mit einer Frist von einer Woche gekündigt werden. Eine aushilfsweise Beschäftigung ist nur für die Dauer von höchstens drei Monaten zulässig.

§ 3

Arbeitszeit

1. Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit wird im jeweiligen Entgelttarifvertrag vereinbart.


2. Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit sowie der Pausen sind betrieblich unter Be​achtung der Bestimmungen des Betriebsverfassungsgesetzes zu regeln. Die Pausen dürfen nicht mehr als zwei Stunden betragen.


3. Zwischen Arbeitsende und Arbeitsbeginn muss eine Ruhepause von mindestens 11 Stun​den liegen (AZO).


4. Mit der Vollendung des 58. Lebensjahres erhält der Arbeitnehmer/die Arbeitnehmerin eine Altersfreizeit von 2 Werktagen jährlich.

§ 4

Mehr-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit

1. Mehr-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit ist nach Möglichkeit zu vermeiden. Die gesetz​lichen Bestimmungen über die Zulässigkeit solcher Arbeiten sind zu beachten.


2. Mehrarbeit ist jede Arbeit, die über die wöchentliche Arbeitszeit, wie sie im Entgelttarifver​trag festgelegt ist, hinaus geleistet wird.


3. Als Nachtarbeit gilt die Arbeit in der Zeit von 20.00 Uhr bis 6.00 Uhr.


4. Als Sonntagsarbeit gilt die Arbeit an Sonntagen von 0.00 bis 24.00 Uhr.


5. Als Feiertagsarbeit gilt die Arbeit an gesetzlichen Feiertagen von 0.00 Uhr bis 24.00 Uhr.

§ 5

Zuschläge für Mehr-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit

1. Für Mehr-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit sind zusätzlich zum Entgelt nachstehende Zuschläge zu vergüten:

a)
für Mehrarbeit in den ersten 4 Stunden wöchentlich

 25 %
b)
für Mehrarbeit ab der 5. Mehrarbeitsstunde wöchentlich

 50 %
c)
für Nachtarbeit






 50 %
d)
für Nachtarbeit, die zugleich Mehrarbeit ist



100 %
e)
für Arbeit an Sonntagen





100 %
f)
für Arbeit an lohnzahlungspflichtigen Feiertagen


150 %
      (Neujahr, Karfreitag, Ostermontag, Fronleichnam, 3. Oktober,
      Reformationstag, 1. und 2. Weihnachtsfeiertag
      sowie Ostersonntag und Pfingstsonntag)


2. Die Zuschläge werden von dem vereinbarten tatsächlichen Stundenverdienst berechnet.


3. Jede angefangene halbe Stunde ist als volle halbe Stunde zu bezahlen.


4. Ein Ausgleich der an den Feiertagen ausfallenden Arbeitsstunden durch Vor- oder Nach​arbeit ist nicht zulässig.


5. Bei Zusammentreffen mehrerer Zuschläge kommt nur der jeweils höchste Zuschlag zur Ausbezahlung.


§ 6

Allgemeine Entgeltgrundsätze

1. Die Entgelte werden in einem besonderen Entgelttarifvertrag mit gesonderter Laufdauer geregelt.


2. Die Entgeltzahlungen erfolgen monatlich am letzten Werktag für den abgelaufenen Monat, soweit keine abweichende Regelung betrieblich vereinbart ist. Sie kann bar oder bargeld​los erfolgen.


3. Mit der Entgeltzahlung erhält der Arbeitnehmer/die Arbeitnehmerin eine genaue Entgeltab​rechnung unter Aufführung aller Entgelte, geleisteter Mehrarbeit, gezahlter Zuschläge und aller Abzüge.


4. Durch Betriebsvereinbarung unter Mitwirkung und Zustimmung der Tarifvertragsparteien kann die bargeldlose Lohnzahlung eingeführt werden. Dabei muss gewährleistet sein, dass die Bezüge den Arbeitnehmern/den Arbeitnehmerinnen rechtzeitig zur Verfügung stehen, der Lohnpfändungsschutz gewährleistet bleibt und ein Ausgleich für den durch die Abhebung eintretenden Zeitaufwand erfolgt.


5. Wird durch betriebsbedingte Umstände ein Arbeitnehmer/eine Arbeitnehmerin vorüber​gehend in einer anderen Tätigkeit beschäftigt, so darf hierdurch keine Entgeltminderung eintreten.






Verrichtet ein Minderentlohnter/eine Minderentlohnte die Arbeit eines besser Entlohn​ten/einer besseren Entlohnten, so erhält er/sie das höhere Entgelt für die Dauer dieser Tätigkeit.


6. Dem Arbeitnehmer/der Arbeitnehmerin ist eine Abrechnung auszuhändigen, aus welcher die geleisteten Normal- und Mehrarbeitsstunden und die Höhe der einzelnen Abzüge so​wie der tatsächliche Verdienst unter Berücksichtigung etwa geleisteter Abschlagszahlun​gen ersichtlich sind.

§ 7

Entschädigungspflichtige Arbeitsverhinderungen

In folgenden Fällen der Arbeitsverhinderung wird das Entgelt weiter gezahlt:

1. Kann einer/eine zur Arbeit bestellter/bestellte und rechtzeitig erschienener/erschienene Arbeitnehmer/Arbeitnehmerin aus Gründen, die der Arbeitgeber zu vertreten hat, die Ar​beit nicht ausführen, so ist ihm/ihr die ausgefallene Arbeitszeit zu vergüten. Dies gilt nicht, wenn die Arbeitsaufnahme wegen schuldhaften Verhaltens des Arbeitnehmers/der Arbeit​nehmerin nicht rechtzeitig erfolgt.


2. Bei Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen, soweit sich diese nur während der Arbeitszeit erledigen lassen, wie z.B. bei vom Arbeitnehmer/von der Arbeitnehmerin persönlich zu erledigenden Anzeigen beim Standesamt, bei behördlichen Vorladungen, die nicht auf ei​genes Verschulden des Beschäftigten/der Beschäftigten zurückzuführen sind, beim Feu​erlöschdienst auf Grund öffentlich-rechtlicher Verpflichtung wird nur die Zeit bezahlt, die nachweislich für die Erledigung dieser Angelegenheit unbedingt benötigt wird.

Das gleiche gilt auch bei der Teilnahme an öffentlichen Wahlen. Ein Anspruch entsteht nur insoweit, als von dritter Stelle keine Entschädigung gezahlt werden muss. Ein Anspruch besteht nicht, wenn der Arbeitnehmer/die Arbeitnehmerin im Strafprozess Beschuldigter oder im Zivilprozess Partei ist.

Mitglieder der Tarifkommission der Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten werden für die Dauer (einschließlich der An.- und Abreise) der Tarifkommissionssitzungen und Tarif​verhandlungen unter Fortbezahlung des Entgeltes von der Arbeit freigestellt.


3. Bei Inanspruchnahme eines Arztes, die nicht außerhalb der Arbeitszeit möglich ist, wird das Entgelt weitergezahlt, das gleiche gilt bei Untersuchungen gemäß § 18 Bundesseuchengesetz.


4. Weiterhin wird Freizeit unter Entgeltfortzahlung gewährt:

a) für einen Tag

bei Eheschließung der Kinder, Stief- und Pflegekinder, bei eigener Silberner Hochzeit und Goldener Hochzeit der Eltern der Arbeitnehmers/der Arbeitnehmerin,

bei 25-, 30-, 35- und 40-jähriger Betriebszugehörigkeit,

beim Tod der Schwiegereltern, Großeltern und Geschwister,







beim Wohnungswechsel, sofern der Arbeitnehmer/die Arbeitnehmerin einen eigenen Haushalt führt.

b) für zwei Tage

bei Eheschließung des Arbeitnehmers/der Arbeitnehmerin,

bei Niederkunft der Ehefrau, (Lebensgefährtin 1 x jährlich)

beim Tod der Eltern,

beim Tod von Kindern, Stief- und Pflegekindern, die nicht im Haushalt des Arbeitneh​mers/der Arbeitnehmerin leben,

beim Tod des Ehegatten, wenn er mit dem Arbeitnehmer/der Arbeitnehmerin nicht in häuslicher Gemeinschaft lebt.

c) für drei Tage

beim Tod des Ehegatten, (Lebensgefährten/1 x jährlich) wenn er/sie mit dem Arbeitneh​mer/Arbeitnehmerin in häuslicher Gemeinschaft lebt,

beim Tod von Kindern, Stief- und Pflegekindern, die im Haushalt des Arbeitnehmers/der Arbeitnehmerin leben.

Bei allen Arbeitsverhinderungen ist der Betriebsleitung rechtzeitig und unverzüglich Mitteilung zu machen.

§ 8

Entgeltzahlungen im Krankheits- und Todesfall
1. Die Entgeltzahlung im Krankheitsfalle richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen.


2. Eine Erkrankung ist dem Arbeitgeber unverzüglich mitzuteilen.


3. Stirbt ein Arbeitnehmer/eine Arbeitnehmerin, so ist nach mindestens einjähriger Beschäfti​gungsdauer der Lohn für 4 Wochen, einschließlich der Sterbewoche, an den hinterblie​benen Ehegatten oder die hinterbliebenen Kinder oder die Versorgungsberechtigten wei​terzuzahlen.
Bei Arbeitsunfall entfällt die Voraussetzung der Betriebszugehörigkeit.


4. Diese Bestimmung findet entsprechend Anwendung, wenn ein lediger Arbeitnehmer/eine ledige Arbeitnehmerin stirbt, der alleiniger Ernährer/die alleinige Ernährerin seiner/ihrer Eltern gewesen ist oder zu deren Unterhalt wesentlich beigetragen hat.

§ 9

Kost und Wohnung
1. Die Gewährung von Kost und Wohnung unterliegt der freien Vereinbarung. Wird Kost und Wohnung nicht gewährt, so ist das volle Entgelt auszuzahlen, andernfalls darf hierfür ein entsprechender Abzug vom Entgelt vorgenommen werden.


2. Die Berechnung für Kost und Wohnung richtet sich nach den jeweils festgesetzten Sach​bezugswerten.


3. Wird Kost und Wohnung gewährt, so ist an arbeitsfreien Tagen der entsprechende Betrag an den Arbeitnehmer/die Arbeitnehmerin zur Auszahlung zu bringen, wenn auf die Inan​spruchnahme von Kost an diesen Tagen verzichtet wird.

§ 10

Urlaub
1. Allen Arbeitnehmern/Arbeitnehmerinnen steht im Jahr ein einmaliger Anspruch auf Erho​lungsurlaub unter Fortzahlung des Arbeitsentgeltes nach Maßgabe der nachstehenden Bestimmungen zu.


2. Das Urlaubsjahr ist das Kalenderjahr. Stichtag für alle Ansprüche und Berechnungen ist der 1. Januar.


3. Der Arbeitnehmer/die Arbeitnehmerin kann den vollen Urlaubsanspruch erstmals nach einer Wartezeit von 6 Monaten geltend machen. Die Wartezeit wird gerechnet vom Eintritt des Arbeitnehmers/der Arbeitnehmerin in den Betrieb.


4.1.Anspruch auf ein Zwölftel des Jahresurlaubs für jeden vollen Monat des Bestehens des

      Arbeitsverhältnisses hat der Arbeitnehmer/die Arbeitnehmerin:

a) für Zeiten eines Kalenderjahres, für die er/sie wegen Nichterfüllung der Wartezeit in

      diesem Kalenderjahr keinen vollen Urlaubsanspruch erwirbt,

b) wenn er/sie vor erfüllter Wartezeit aus dem Arbeitsverhältnis ausscheidet,

c) wenn er/sie nach erfüllter Wartezeit in der ersten Hälfte eines Kalenderjahres

aus dem Arbeitsverhältnis ausscheidet.

4.2.Bruchteile von Urlaubstagen, die mindestens einen halben Tag ergeben, sind auf volle

      Urlaubstage aufzurunden.

     Hat der Arbeitnehmer/die Arbeitnehmerin im Falle des Absatzes 1, Buchstabe c) bereits

     Urlaub über den ihm/ihr zustehenden Umfang hinaus erhalten, so kann das dafür gezahlte

     Urlaubsentgelt nicht zurückgefordert werden.

5.  Der Anspruch auf Urlaub besteht nicht, wenn dem Arbeitnehmer/der Arbeitnehmerin für
     das laufende Kalenderjahr bereits von dem früheren Arbeitgeber Urlaub gewährt worden
     ist.






    Der Arbeitgeber ist verpflichtet, bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses dem
     Arbeitnehmer/der Arbeitnehmerin eine Bescheinigung über den ihm/ihr im laufenden
     Kalenderjahr gewährten oder abgegoltenen Urlaub auszuhändigen.

6.  Der Urlaub beträgt:

    a)
für Jugendliche unter 18 Jahren gemäß Jugendarbeitsschutzgesetz

           bis 16. Lebensjahr





30 Werktage

           bis 17. Lebensjahr





27 Werktage

           bis 18. Lebensjahr





25 Werktage

b) für alle Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen

bis zum vollendeten 50. Lebensjahr



26 Werktage

ab dem vollendeten 50. Lebensjahr



30 Werktage

7. In Teilzeit beschäftigte Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen erhalten ihren Urlaub anteilmäßig

gewährt.

8. Schwerbehinderte und ihnen Gleichgestellte erhalten einen den gesetzlichen 

      Bestimmungen entsprechenden zusätzlichen Urlaub von 5 Arbeitstagen.

9. Das Urlaubsentgelt bemisst sich nach dem durchschnittlichen Arbeitsverdienst, den der

Arbeitnehmer/die Arbeitnehmerin in den letzten 13 Wochen vor Urlaubsbeginn erhalten

hat. Bei Verdiensterhöhungen nicht nur vorübergehender Natur ist von dem erhöhten

Verdienst auszugehen. Verdienstkürzungen, die Berechnungszeitraum infolge Kurzarbeit,

Arbeitsausfällen und unverschuldeter Arbeitsversäumnis eintreten, bleiben bei der

Berechnung des Urlaubsentgeltes außer Betracht.

Das Urlaubsentgelt ist vor Antritt des Urlaubs auszubezahlen.

10. Der Urlaub soll nach Möglichkeit zusammenhängend gewährt werden. Der Urlaubsplan

wird vom Arbeitgeber unter Mitbestimmung des Betriebsrates aufgestellt. Dabei sollen

die Wünsche der Beschäftigten im Rahmen der betrieblich gegebenen Erfordernisse

berücksichtigt werden.

11. Eine Abgeltung des Urlaubsanspruchs durch Geld oder sonstige Vergütungen ist

grundsätzlich unstatthaft. Auch im Falle einer Kündigung ist der Urlaub während

der Kündigungsfrist zu gewähren. Ausnahmsweise ist eine Abgeltung in Geld dann

zulässig, wenn und soweit der Urlaub infolge Beendigung des Arbeitsverhältnisses

nicht mehr in Form von Freizeit gewährt werden kann.

12. Während des Urlaubs darf der Arbeitnehmer/die Arbeitnehmerin keine anderweitige

dem Urlaubszweck widersprechende Erwerbstätigkeit ausüben. Handelt er/sie dieser

Bestimmung zuwider, so entfällt der Anspruch auf das Entgelt für die Urlaubszeit.

Bereits gezahlte Urlaubsvergütung ist zurückzuzahlen.

13. Der Urlaubsanspruch erlischt am 31. März des folgenden Kalenderjahres, sofern er

nicht vorher erfolglos geltend gemacht wurde.

14. Bei fristloser Entlassung entfällt der Anspruch auf Urlaub nicht, dagegen entfällt der

Urlaubsanspruch bei ungerechtfertigem Verlassen des Arbeitsplatzes.

15. In die Urlaubszeit fallende gesetzliche Wochenfeiertage gelten nicht als Urlaubstage.

16. Erkrankt ein Arbeitnehmer/eine Arbeitnehmerin während des Urlaubs, so werden

die durch ärztliches Zeugnis nachgewiesenen Tage der Arbeitsunfähigkeit auf den

Jahresurlaub nicht angerechnet.

17. Besondere Bestimmungen für Jugendliche:

Der Urlaubsanspruch für jugendliche Arbeitnehmer richtet sich nach den gesetzlichen

Bestimmungen. Der Urlaub ist zusammenhängend, möglichst in der Zeit der Berufs-

schulferien zu gewähren. Für die Urlaubszeit hat jeder Jugendliche Anspruch auf

Fortzahlung der vollen Ausbildungsvergütung gemäß § 10 Berufsbildungsgesetz.

§ 11

Zusätzliches Urlaubsgeld
1. Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen erhalten nach einer Betriebszugehörigkeit von 
einem Jahr ein zusätzliches Urlaubsgeld von
                 

                       6,-  Euro pro Urlaubstag im Kalenderjahr.

     Auszubildende erhalten ein zusätzliches Urlaubsgeld von


                      3,-  Euro pro Urlaubstag im Kalenderjahr.


2.  Das zusätzliche Urlaubsgeld wird zusammen mit der Entgeltzahlung für den Monat
     Juni ausgezahlt.


3.  Teilzeitbeschäftigte erhalten ein anteiliges zusätzliches Urlaubsgeld entsprechend dem
     Verhältnis ihrer vertraglichen Arbeitszeit zur tariflichen Arbeitszeit.

§ 12

Beendigung des Arbeitsverhältnisses

1. Das Arbeitsverhältnis endet mit Ablauf der Zeit, für die es eingegangen wurde. Ist die 
Dauer des Arbeitsverhältnisses weder bestimmt noch aus der Beschaffenheit oder dem
Zweck der Arbeit zu entnehmen, so kann jeder Teil das Arbeitsverhältnis unter
Einhaltung der vertraglichen bzw. gesetzlichen Kündigungsfrist kündigen.


2. Die Kündigungsfristen betragen:

a) für alle Arbeitnehmer/alle Arbeitnehmerinnen
    bei einer Betriebszugehörigkeit bis zu 5 Jahren 1 Monat zum Monatsende
    bei einer Betriebszugehörigkeit über 5 Jahre 2 Monate zum Monatsende
    jeweils beiderseits







b) Die Kündigungsfrist gegenüber dem Arbeitnehmer/der Arbeitnehmerin erhöht sich:
    Nach Vollendung des 35. Lebensjahres und 10-jähriger ununterbrochener Betriebs-
    zugehörigkeit auf 3 Monate zum Vierteljahresende
    Nach Vollendung des 45. Lebensjahres und 15-jähriger ununterbrochener Betriebs-
    zugehörigkeit auf 4 Monate zum Vierteljahresende.


3. Nach Vollendung des 50. Lebensjahres und einer mindestens 20-jährigen ununterbro​chenen Betriebszugehörigkeit kann das Arbeitsverhältnis gegenüber dem Arbeitneh​mer/der Arbeitnehmerin nur aus wichtigem Grund gekündigt werden. Als wichtiger Grund im Sinne dieser Bestimmung gilt auch Erwerbs- und Berufsunfähigkeit, sofern bei gewerb​lichen Arbeitnehmern die Voraussetzung der §§ 1246, 1247 RVO und bei Angestellten die Voraussetzung der §§ 23 Abs. 2, 24 Abs. 2 AVG vorliegen.

Die Tarifvertragsparteien vereinbaren, dass bei Streitigkeiten über die Anwendung des 
§ 12 Ziffer 3 die Tarifvertragsparteien angerufen werden, mit dem Ziel, unter Mithilfe eines neutralen Schlichters, auf den sich beide Parteien verständigen müssen, möglichst eine vorgerichtliche Einigung herbeizuführen.

§ 13

Jahressonderzahlung
1. Die Jahressonderzahlung beträgt 200,- Euro. Die Auszahlung erfolgt mit dem November​entgelt.
Teilzeitbeschäftigte erhalten einen Anteil an der Jahressonderzahlung, die dem Anteil ihrer vereinbarten Arbeitszeit im Verhältnis zur regelmäßigen tariflichen Arbeitszeit entspricht.


2. Auszubildende erhalten 100,- Euro.


3. Ein Anspruch auf diese Zahlung entsteht erstmals nach einer Betriebszugehörigkeit von 6 Monaten.


§ 14

Verwirkung
Alle Ansprüche aus dem Entgelttarifvertrag, soweit sie die Bezahlung von Mehrarbeit und de​ren Zuschläge gemäß §§ 5 und 6 betreffen, können nur innerhalb einer Ausschlussfrist von 21 Tagen nach erfolgter Entgeltabrechnung, Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis nur innerhalb einer Ausschlussfrist von drei Monaten nach jeweiliger Fälligkeit geltend gemacht werden.

Geschieht dies nicht, so sind diese Ansprüche nach Ablauf der Frist verfallen. Voraussetzung für das Wirksamwerden der Ausschlussfrist ist die Erteilung einer ordnungsgemäßen Abrech​nung entsprechend des § 6 Ziffer 6.

§ 15

Besitzstandsklausel

Bereits bestehende günstigere Arbeitsbedingungen werden durch diesen Tarifvertrag nicht berührt.

§ 16

Schlichtung von Streitigkeiten

Zur Beilegung von Meinungsstreitigkeiten, die sich bei der Auslegung dieses Vertrages erge​ben, tritt ein aus zwei Vertretern beider Parteien zu bildender Ausschuss unter Leitung eines unparteiischen Vorsitzenden zusammen.

§ 17

Schlussbestimmungen
Dieser Manteltarifvertrag tritt am 01.07.2003 in Kraft. Er kann mit einer Frist von drei Monaten, erstmals zum 30.09.2005 gekündigt werden.

Mit dem Inkrafttreten dieses Manteltarifvertrages verlieren alle bisher angewandten tariflichen Regelungen ihre Gültigkeit.

Nohra, den 28.07.2003

Landesinnungsverband



Gewerkschaft 

des Fleischerhandwerks



Nahrung-Genuss-Gaststätten

Thüringen e.V.




Landesbezirk Ost

M. Neuwirth





E. Mayer
Ch. Semmisch

